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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1 . Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und F.D.P. 

- Drucksache 1 3/543 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
über parlamentarische Gremien 


A. Problem 

Die gesetzlichen Vorschriften über die Mitgliederzahlen des Wahl- 
prüfungsausschusses, des Gremiums nach § 41 Abs. 5 AWG sowie 
des Gremiums und der Kommission nach dem G 10-Gesetz er- 
möglichen keine ausreichende Repräsentanz des Deutschen Bun- 
destages entsprechend den Fraktionsstärken. 


B. Lösung 

Die Zahl der ordentlichen Mitglieder wird je weils erhöht. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Geringfügige Mehrkosten durch Beteiligung zusätzlicher Mit- 
glieder in den Gremien. 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf ~ Drucksache 13/543 - in der aus der anlie- 
genden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 16. Februar 1995 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 

Dieter Wiefelspütz 

Vorsitzenderund Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/662 


Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung von Vorschriften 
über parlamentarische Gremien 
- Drucksache 1 3/543 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1 . Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften über parlamentarische Gremien 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Beschlüsse des 1. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
von Vorschriften über parlamentarische Gremien 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


Artikel 1 

Änderung des Wahlprüfungsgesetzes 

§ 3 Abs. 2 des Wahlprüfungsgesetzes vom 12. März 
1951 {BGBl. 1 S, 166), zuletzt geändert durch Artikel 9 
des Fünften Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht vom 2. August 
1993 (BGBl. 1 S. 1442, 1445), wird wie folgt geändert: 

1. ln Satz 1 wird die Zahl „7" durch das Wort „neun" 
ersetzt. 

2. Es wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„Der Bundestag kann aus der Mitte einer Vereini- 
gung von Mitgliedern des Bundestages, die nach 
der Geschäftsordnung des Bundestages als parla- 
mentarische Gruppe anerkannt ist, zusätzlich ein 
beratendes Mitglied wählen. " 

3. Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und erhält die fol- 
gende Fassung: 

„Der Wahlprüfungsausschuß wird vom Bundestag 
für die Dauer der Wahlperiode gewählt. " 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Beschränkung 
des Brief-, Post- und Femmeldegeheimnisses 

§ 9 des Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses (Gesetz zu Arti- 
kel 10 Grundgesetz) (G 10) vom 13. August 1968 
(BGBl. I S. 949), zuletzt geändert durch Artikel 1 3 des 
Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches, der 
Strafprozeßordnung und anderer Gesetze (Verbre- 
chensbekämpfungsgesetz) vom 28. Oktober 1994 
(BGBl. 1 S. 3186, 3194), wird wie folgt geändert: 

1. ln Absatz 1 wird das Wort „fünf" durch das Wort 
„neun" ersetzt. 


Artikel 1 

unverändert 


Artikel 2 

Änderung des Gesetzes zur Beschränkung 
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 

§ 9 des Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses (Gesetz zu Arti- 
kel 10 Grundgesetz) (G 10) vom 13. August 1968 
(BGBl. I S. 949), zuletzt geändert durch Artikel 13 des 
Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches, der 
Strafprozeßordnung und anderer Gesetze (Verbre- 
chensbekämpfungsgesetz) vom 28. Oktober 1994 
(BGBl. 1 S. 3186, 3194), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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